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1. Kindererholungsverschickung – Problematisierung  
eines brisanten Themas

Es ist ein wenig aufgearbeitetes Kapitel in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland: Millionen 
von Kindern wurden seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges bis in die frühen 1990er Jahre zu Erho-
lungskuren in eigens dafür unterhaltene Heime verschickt. Weit über 1.000 solcher Einrichtungen 
sind für Westdeutschland bisher nachweisbar.1 Nach bisherigen Erkenntnissen beteiligten sich allein 
in Bayern zeitweise 220 Heime an Erholungsmaßnahmen.2

Der drei- bis achtwöchige Heimaufenthalt eines Kindes sollte nicht dem Vergnügen sondern der Ver-
besserung des Gesundheitszustandes dienen. Im Gegensatz zu Ferienlagern, städtischen Naherho-
lungsprogrammen oder Aufenthalten in Schullandheimen wurden die Kinder dabei gänzlich von ih-
rem gewohnten Umfeld isoliert: Elternbesuche waren untersagt, der Kontakt nach außen streng regle-
mentiert, die Post unterlag der Zensur, Geschwister und Spielgefährten waren meist auf verschiedene 
Heime verteilt. Voraussetzung für den Heimaufenthalt war außerdem eine ärztliche Diagnose, die bei 
Schuluntersuchungen aber auch von privaten Kinderärzten gestellt werden konnte. Verschickt wurde 
innerhalb eines bundesweiten Netzes, in einzelnen Fällen auch ins Ausland. Beispielsweise nahmen 
viele oberbayerische Heime regelmäßig Kinder aus Westberlin auf, während bayerische Kinder an die 
Nordsee verbracht wurden. Der Abschied von den Eltern fand in der Regel am Bahnhof statt, denn 
der Transport der drei- bis 16-jährigen Kinder zum jeweiligen Erholungsheim erfolgte mittels betreu-
ter Sonderzüge der Bundesbahn, mit Bussen, manchmal per Flugzeug oder Schiff. Im Heim angekom-
men standen die Kinder rund um die Uhr unter der Obhut von sogenannten „Tanten“, meist Ordens-
schwestern, Kindergärtnerinnen oder Krankenschwestern. Zusammen mit einem Heimarzt sollten 
diese dafür sorgen, dass die Kinder möglichst gekräftigt und gesund aus der Kur zurückkehrten.

Für viele Kinder war die Erholungsverschickung die einzige Gelegenheit zu einer Ferienreise. Sie konn-
ten es kaum erwarten, auf große Fahrt zu gehen. Geschwister oder Freunde waren schon verschickt 
worden und erzählten stolz von ihrem Abenteuer. Die Erinnerungen an den Kuraufenthalt fallen oft 
positiv aus: Gutes Essen, Spielen im Freien, Ausflüge und Wanderungen, liebe „Tanten“, das erste Mal 
weg von zuhause. Besonders für berufstätige Eltern, Alleinerziehende oder Großfamilien konnte es 
eine beträchtliche Entlastung darstellen, ihre Verantwortung für mehrere Wochen an ein Heim mit 
Vollpension abzugeben. Eine Fülle von Dankesschreiben an die Heimbetreiber dokumentiert, welches 
Maß an Anerkennung und Vertrauen ihnen vonseiten der Eltern entgegengebracht wurde. 

Dem gegenüber steht eine wachsende Zahl von Menschen, die sich mit erschütternden Erfahrungs-
berichten über ihre Heimaufenthalte auch öffentlich zu Wort melden.3 Die Rede ist von Essenszwang, 
Demütigungen, drastischen Strafen für kleinste Vergehen, Einsatz von Sedativa, mitunter entsetzli-
chen Misshandlungen, bis hin zu sexuellem Missbrauch. Vor allem erinnern sich die Betroffenen an 
eine gefühlskalte Atmosphäre, die strenge Heimordnung und die Disziplin, die jedem Kind abverlangt 

1 Datenbasis ist bislang eine unvollständige Liste in: Sepp Folberth (Hrsg.), Kinderheime, Kinderheilstätten in der Bun-
desrepublik Deutschland, Österreich und der Schweiz, 2., erw. u. verb. Aufl., Lochham b. München 1964, S. 91–213. Aus 
dieser Erhebung geht nicht klar hervor, in welchem Umfang auch Kinderheime für stationäre Pflege an Erholungskuren 
beteiligt waren. Ausgeschlossen werden können hingegen Heime der Erziehungsfürsorge.
2 Vgl. die Auswertungen des nexus-Instituts unter: https://verschickungsheime.de/heimstatistiken/ (aufgerufen am 
4.11.2022). Dort wurde auch die geschätzte Gesamtkapazität von über 13.500 Plätzen in Bayern ermittelt. Für 1965 bezif-
fert der Jahresbericht des Bayerischen Statistischen Landesamtes zur öffentlichen Jugendhilfe in Bayern 1966 insgesamt 
143 Kur-, Heil-, Genesungs- und Erholungsheime (Jahresberichte in: Staatsarchiv München, Bezirksämter/Landratsämter 
219529.) Zudem beteiligte sich auch eine ungewisse Zahl der 186 bayerischen Kinderheime an Erholungsmaßnahmen. 
3 Unter https://verschickungsheime.de/zeugnis-ablegen/ berichten Betroffene von ihren Heimerfahrungen. Beim letzten 
Aufruf am 27.11.2022 waren 2.185 Beiträge online.



6

wurde. Einige von ihnen haben bis auf wenige Schlaglichter alles vergessen, andere beschreiben ihren 
Heimaufenthalt als andauernde Erfahrung extremer Angst, Einsamkeit und Ohnmacht, manche als 
traumatisierendes Ereignis. Dabei müssen Anlässe dafür nicht zwingend an konkreten Vorkomm-
nissen in Heimen festgemacht werden: Allein die Tatsache, für eine unvorstellbare Dauer von der 
gewohnten Umgebung getrennt zu sein, oft verbunden mit dem Gefühl, von den Eltern abgeschoben 
zu werden, empfanden nicht wenige Kinder als überwältigende Stresssituation. Da der Kontakt nach 
außen abgeschnitten war und innerhalb des Heimes keine Vertrauensverhältnisse bestanden, blieben 
die Kinder mit ihren Erfahrungen allein. Wegen des Besuchs- und Telefonverbots sowie der Postzen-
sur erfuhren Angehörige erst nach dem Erholungsaufenthalt von Missständen, wenn überhaupt. Viele 
Eltern fragten nicht nach, viele Kinder schwiegen.

Aus dem Gesagten wird deutlich, dass es sich um einen ebenso sensiblen wie brisanten Sachverhalt 
handelt. Ehemalige Verschickungskinder wünschen sich eine öffentliche Debatte, historische Aufar-
beitung und Unterstützung bei Recherchen, die ihnen helfen, offene Fragen zu beantworten und sich 
mit dem Erlebten auseinanderzusetzen. 

2. Stand der Aufarbeitung

Der entscheidende Impuls zur Aufarbeitung ging von Betroffenen selbst aus, die sich zu diesem Zweck 
in verschiedenen Arbeitsgemeinschaften und Initiativen organisiert haben.4 Publikationen, die in die-
sem Zusammenhang bislang erschienen sind, legen den Schwerpunkt auf erschütternde Erlebnisse 
verschickter Kinder.5 Auch zahlreiche Medienbeiträge nähern sich aus diesem Blickwinkel.6 Erschöp-
fende Forschungsliteratur existiert bislang hingegen nicht, viele Erkenntnisse sind vorläufig und kei-
neswegs gesichert.7

Die Ausstellung wirft einerseits Schlaglichter auf Organisationsformen und Entwicklung der Kinde-
rerholungsverschickung in Bayern. Andererseits widmet sie sich möglichen Ursachen für Missstände, 
denen die Kinder in den Heimen ausgesetzt waren. Hierfür wird die Thematik sowohl aus behördli-
cher als auch privater Perspektive beleuchtet. Kinder waren nur das letzte Glied in einer langen Kette 
von Beteiligten: Eltern, Heimpersonal, Heimleitung, Heimträger, Vertrags- und Heimärzte, Entsen-
destellen, Kranken- und Rentenversicherungen, kommunale und staatliche Behörden waren in die 
Durchführungen von Erholungsverschickungen involviert. Dementsprechend breit gestreut ist die 
Überlieferung. Zu den Dokumenten und Erfahrungsberichten der Zeitzeugen kommen die Archive 
der großen Heimträger und Entsendestellen – Wohlfahrtsverbände, Krankenkassen, Kommunen – 

4  Zu den Organisationsformen vgl. https://verschickungsheime.de/die-bundeweite-initiative-verschickungskinder/ sowie 
https://verschickungskind.de/impressum/. Zur Organisation in Bayern: https://verschickungsheime.de/landeskoordination-
bayern/ (alle aufgerufen am 4.11.2022).
5 Exemplarisch seien genannt: Hilke Lorenz, Die Akte Verschickungskinder. Wie Kurheime für Generationen zum Alb-
traum wurden, Weinheim 2021. – Anja Röhl, Das Elend der Verschickungskinder. Erholungsheime als Orte der Gewalt, 
Gießen 2021. – Dies., Heimweh. Verschickungskinder erzählen, Gießen 2021.
6 Auf den Schwerpunkt weisen sprechende Titel hin, beispielsweise: BR Kontrovers, Sechs Wochen Angst – Albtraum in 
bayerischen Kinderkurheimen, 3.11.2021: https://www.br.de/nachrichten/bayern/sechs-wochen-angst-albtraum-in-bayeri-
schen-kinderkurheimen,SndvOlg; ARD Report Mainz, Wie Kinder in Kurheimen systematisch misshandelt und gedemü-
tigt wurden, 3.12.2019: https://www.ardmediathek.de/video/report-mainz/wie-kinder-in-kurheimen-systematisch-misshan-
delt-und-gedemuetigt-wurden/das-erste/ (Je aufgerufen am 4.11.2022).
7  Die wichtige Rolle der Archive in diesem Zusammenhang wurde bereits betont, jüngst etwa bei: Stefan  Schröder,  
„Verschickungskinder“ als Archivnutzende. Anforderungen an und Auswirkungen auf das deutsche Archivwesen und 
seine Kundinnen und Kunden. In: Archivamt-blog – Neues aus dem Archivwesen in Westfalen-Lippe. Eintrag: 23.6.2022:  
https://archivamt.hypotheses.org/16603 (aufgerufen am 4.11.2022).
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sofern dort noch relevante Akten vorhanden sind. In den letzten Jahren sind bereits Einzelstudien 
dazu erschienen.8 Große Bedeutung kommt darüber hinaus der behördlichen Überlieferung in den 
kommunalen und staatlichen Archiven zu.9 Der Umfang ist beträchtlich. Deshalb konzentriert sich 
die Ausstellung auf Unterlagen zu oberbayerischen Heimen im Staatsarchiv München, die Überliefe-
rung des Bayerischen Landesjugendamts im Bayerischen Hauptstaatsarchiv und auf Privatdokumente.

3. Historische Entwicklungslinien

Die Idee, Kinder für eine festgelegte Zeit aus ihren Elternhäusern zu nehmen und mittels ärztlicher 
Diagnose in eine Kuranstalt zu verschicken, stammt aus dem ausgehenden 19. Jahrhundert.10 In See-
bädern, die zunächst der Oberschicht vorbehalten gewesen waren, sollten sich zunehmend auch Ar-
beiterkinder aus den Industriestädten während eines mehrwöchigen Kuraufenthalts erholen können. 
Von Anfang an waren Erholungskuren primär nicht als humanitäre oder pädagogische Maßnahme 
gedacht, sondern als Investition in die spätere Leistungsfähigkeit der Kinder. Ein Leitgedanke blieb 
sowohl in der Weimarer Republik (Kinderlandverschickung), während der NS-Zeit (Erholungsver-
schickung der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt11) und nach 1945 konstant: Insbesondere städ-
tische Räume wurden als negativ angesehen für die geistige, körperliche und seelische Entwicklung 
der Kinder. Sie seien dort Luftverschmutzung, Mangelernährung, Reizüberflutung, Bewegungsarmut 
im Freien und Gefahren durch Straßenverkehr ausgesetzt. Dem könne mit einem mehrwöchigen 
Landaufenthalt begegnet werden, der an klimatisch geeigneten Orten stattfinden sollte – bestenfalls 
an der See oder in Höhenlagen.

In den unmittelbaren Nachkriegsjahren bezog sich die Erholungsfürsorge zunächst gänzlich auf die 
prekäre Gesundheits- und Ernährungslage, aber seit Ende der 1940er Jahre gewann die soziale In-
dikation immer mehr an Bedeutung: Berufstätige Eltern, alleinerziehende Mütter, finanzschwache 
und kinderreiche Familien seien nicht im nötigen Maße zur Betreuung ihrer Kinder fähig, es drohe 
Verwahrlosung. Neben den sozialpädiatrischen Aspekten gerieten zunehmend auch politische und 
ideologische Motive für die Erholungsfürsorge ins Blickfeld. Zum einen wollte man westdeutsche 
Kinder von den Erholungs- und Ferienangeboten in der Ostzone abwerben. Zum anderen legten gera-
de konfessionelle Wohlfahrtsverbände Wert darauf, die Kinder während ihres Erholungsaufenthaltes 
in ihrem christlichen Glauben zu bestärken. 

Bayern eignete sich aufgrund des Reizklimas in den Hochgebirgsregionen besonders für die Kinder-
erholungsverschickung, sodass sich etwa im Allgäu, um Garmisch, am Tegernsee und im Berchtes-
gadener Land regelrechte Schwerpunktregionen entwickelten. Für die Unterbringung der Kinder 
entstanden schon in den 20er und 30er Jahren neben den traditionellen Kursanatorien immer mehr 

8  Aktuelle Beispiele zu unterschiedlichen Trägern und Entsendestellen: Nicole  Schweig – Stefan  Kleinschmidt, Ge-
schichtswissenschaftliche Dokumentation zur Kinderheilanstalt Bad Salzdetfurth 1969, im Auftrag der Diakonie Nieder-
sachsen, Hannover 2020. – Susanne Meyer – Johannes Richter, Zwischenbericht zur Studie „Erfahrungen und Hinter-
gründen der Verschickungskinder des Vereins für Kinder- und Jugendgenesungsfürsorge und der Rudolf-Ballin-Stiftung“, 
Hamburg 2021. – Susanne Herold, Verschickungskinder. Die Barmer Ersatzkasse und die Kinderverschickungen von 
1945–1990, o.O. 2021.
9 Dies ergibt sich aus den rechtlichen Rahmenbedingungen und Zuständigkeiten der Behörden (vgl. Kap. 7). Zur Überlie-
ferung der Erholungsfürsorge in den Staatlichen Archiven Bayerns vgl. Kap. 8.
10 Einen Überblick zur historischen Entwicklung von Kindererholungskuren aus pädiatrischer Sicht bietet: Ernst-Gün-
ther Schulze, Hinweise zur Geschichte der Kurkliniken und Sanatorien für Kinder. In: Theodor Hellbrügge (Hrsg.), 
Kinderkuren und Kinderheilverfahren (Fortschritte der Sozialpädiatrie 12), Lübeck 1988, S. 2–29.
11 Von der Erholungsverschickung zu unterscheiden ist die ab Oktober 1940 durchgeführte „Erweiterte Kinderlandver-
schickung“, die der Evakuierung von Kindern aus bombengefährdeten Städten diente.



8

Erholungsheime, die nach 1945 oft in unveränderter Form weitergeführt wurden. In der Nachkriegs-
zeit setzte dann eine Gründerzeit des Heimbetriebes ein, die bis zur zweiten Hälfte der 1960er Jahre 
andauerte. 

Bereits ab Mitte der 1960er Jahre kam es zu entscheidenden medizinischen und gesellschaftlichen 
Umbrüchen: Pocken und Kinderlähmung wurden durch Schutzimpfungen nahezu ausgerottet, die 
Tbc weiter eingedämmt, dazu kam der Geburtenrückgang und eine flächendeckende Gesundheitsver-
sorgung. Immer mehr Familien präferierten die gemeinsame Ferienerholung, fortschrittliche pädago-
gische Prinzipien gewannen an Bedeutung. Obwohl die konservativen Erholungsmaßnahmen zuneh-
mend infrage gestellt wurden, warben Pädiater weiterhin für „Vorbeugekuren“. In der Fachliteratur 
wurden noch 1988 folgende Verschickungsgründe benannt: „Überernährung, mangelnder körperli-
cher Übungszustand, fehlende Abhärtung, nervöse Störungen durch falsche Lebensführung, Über-
reizung durch Lärm und Pseudoerlebnisfülle, vielfach eine Folge mangelnder pädagogischer Leistung 
der Eltern […].“12 Zwar vollzog sich seit den 1970er Jahren ein beschleunigter Rückgang der Erho-
lungsheime, bis es zu Beginn der 1990er Jahre zu den letzten Schließungen und Umnutzungen kam. 
Im Kinder- und Jugendhilfegesetz von 1990 standen erstmals Selbsthilfe und Eigenverantwortung der 
Eltern und Kinder im Vordergrund. Erziehungs- und Pflegeeinrichtungen wurden nicht mehr durch 
Kontroll- und Eingriffsmechanismen definiert, sondern als Unterstützungsangebote. Dennoch hielt 
man in einigen Häuser bis zuletzt an überkommenen Konzepten fest.

4. Fließende Grenzen zwischen Heilfürsorge und Erholungsfürsorge

In der Theorie wurde zwischen Maßnahmen der Heilfürsorge und der Erholungsfürsorge unterschie-
den, wobei die Grenzen in der Praxis fließend verliefen. Zur Behandlung von chronischen Krankhei-
ten oder Diathesen und zur Rekonvaleszenz waren Kinderheilstätten, Kindergenesungsheime und 
Sanatorien unter ärztlicher Leitung vorgesehen. Für leichtere Fälle gab es Kinderkurheime. Alle muss-
ten über medizinisches Fachpersonal und entsprechende Therapieangebote verfügen. Anders funkti-
onierten Kindererholungsheime: 

„Hierher gehören alle Kinder, die weniger aus ärztlichen als aus sozialen Gründen ver-
schickt werden sollen. Jedes Stadtkind, sicher aber jedes Großstadtkind muß einmal im 
Jahr Gelegenheit haben, aus dem Dunstkreis der Stadt in die freie Landschaft fahren zu 
können, um sich hier einige Wochen auszutoben.“13 

Solche Definitionen aus der pädiatrischen Fachliteratur dürfen jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass auch Erholungsverschickungen immer eine ärztliche Diagnose zugrunde lag. Nur dann beteilig-
ten sich die Krankenkassen im Sinne der vorbeugenden Gesundheitsvorsorge an der Kostenübernah-
me. Obwohl es der eigentliche Zweck der Maßnahmen war, die Kinder aus vermeintlich schädlichen 
Milieus in gesundheitsfördernde Umgebungen zu verbringen, akzeptierten die Versicherungsträger 
soziale Indikationen nicht als offiziellen Verschickungsgrund. Deshalb stellten die verantwortlichen 
Ärzte geringfügige Nebenbefunde häufig als Hauptdiagnose in den Vordergrund: Attestiert wurden 

12 Schultze (wie Anm. 10) S. 23.
13 Kurt Nitsch – Kurt Hartung: Klimakuren bei Kindern zur Behandlung von Konstitutionsschwächen. Indikation, Pla-
nung und Durchführung, Stuttgart 1961, S. 49.
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etwa Mangelernährung, Unter- oder Übergewicht, Konstitutionsschwäche, Übernervosität, Haltungs-
schäden oder Blässe. 

Kindererholungsheime waren also eine Mischform aus Kur-, Ferien- und Erziehungsheim. Vorge-
schrieben war zwar die vertragliche Zusammenarbeit mit einem externen Arzt, der für Eingangs- und 
Abgangsuntersuchungen sowie bei auftretenden schweren Krankheitsfällen das Heim aufsuchte. Im 
Gegensatz zu Kurheimen war aber kein medizinisches Hauspersonal erforderlich. Von Ferienlagern 
und Jugendherbergen grenzten sich Erholungsheime wiederum durch die zugrundeliegende ärztliche 
Diagnose ab, von Erziehungsheimen durch die begrenzte Aufenthaltsdauer der Kinder und den feh-
lenden gesetzlichen Erziehungsauftrag. Andererseits führten aber auch Kinder- und Kurheime Erho-
lungsmaßnahmen durch.

5. Organisation, Durchführung und Finanzierung

Die Erholungsfürsorge basierte auf einer bundesweit verzweigten Organisationsstruktur. Betrieben 
wurden Heime sowohl von den Spitzenverbänden der freien Wohlfahrtspflege14 und den Kranken-
kassen als auch von zahlreichen Privatleuten. Besonders diese als Privatgewerbe konzessionierten 
Häuser erhielten in der Regel keine direkten Staatszuschüsse und waren wirtschaftlich nur überle-
bensfähig, wenn sie kontinuierlich möglichst viele Kinder aufnahmen, für die festgelegte Tagessätze 
an die Heimbetreiber ausgezahlt wurden. An der Finanzierung beteiligten sich Krankenkassen, Lan-
desversicherungsanstalten, Wohlfahrtsverbände und Jugendämter. Darüber hinaus kamen Fördergel-
der vom Bayerischen Innenministerium und vom Bund. Die Eltern selbst trugen abhängig von ihrem 
Einkommen nur einen kleinen Teil der Kosten.15

Die Haushaltsplanung der Heime war darauf ausgelegt, das ganze Jahr hindurch Erholungsaufenthalte 
durchzuführen, bestenfalls sieben vollbelegte sechswöchige Verschickungsgänge pro Jahr. Da der Be-
darf in den Sommermonaten und in den Ferien stark anstieg, während er zu Schuljahresbeginn und 
im Winter einbrach, schwankten die Belegungszahlen beträchtlich. Um den finanziellen Verlust aus-
zugleichen, nahmen viele Heime weit mehr Kinder auf als sie mit ihrer räumlichen und personellen 
Kapazität betreuen konnten. Solche kalkulierten Überbelegungen konnten verheerende Konsequen-
zen haben. Abgesehen vom Platzmangel in den Schlaf- und Aufenthaltsräumen entstanden hygieni-
sche Mängel: Es gab dann zu wenige Sanitäranlagen, nicht genug saubere Bettbezüge, die Wäsche der 
Kinder wurde nur sporadisch gewechselt, für ansteckende Krankheiten standen keine Isolierzimmer 
zur Verfügung. 

Das Hauptproblem war aber die resultierende Überdehnung des ohnehin schon angespannten Betreu-
ungsschlüssels. Die dadurch entstehenden Arbeitsbedingungen waren teils derart katastrophal, dass 
solche Heime mit hoher Fluktuation und ständigem Personalmangel zu kämpfen hatten. Beschäftigte 
und Heimleitung sorgten rund um die Uhr für die Kinder, ohne selbst zu den nötigen Ruhezeiten zu 
kommen. Sie verbrachten Tag und Nacht im Heim. Beschwerdebriefe ehemaliger Angestellter, be-
hördliche Aktenvermerke, Besichtigungsberichte und Rechtfertigungsschreiben von Heimleitungen 

14 Als Heimträger und als Entsendestellen fungierten die Arbeiterwohlfahrt, der Deutsche Caritasverband, der Deutsche 
Paritätische Wohlfahrtsverband, das Deutsche Rote Kreuz, die Diakonie bzw. die Innere Mission, die Zentralwohlfahrts-
stelle der Juden in Deutschland sowie deren jeweilige Landesverbände.
15 Laut Entwicklungsbericht im Bayerischen Innenministerium kamen die Eltern in der ersten Hälfte der 1960er Jahre für 
durchschnittlich ca. 17 Prozent der Kosten auf (vgl. allgemein zu Organisation und Kosten die Entwicklungsberichte in: 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv, MInn 89576).
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geben darüber Aufschluss.16 Die andauernde Überlastung war geeignet, rigide Umgangsformen in 
den Heimen weiter eskalieren zu lassen. Betroffen waren Kinder, die der abverlangten Disziplin nicht 
entsprechen konnten und Mehraufwand verursachten: „Bettnässer“17, „schlechte Esser“, „verwahrlos-
te Kinder“, „Kurversager“. Genauso konnten aber auch Kinder, denen die oberflächliche Anpassung 
gelang, von Zwangsmaßnahmen und Misshandlungen betroffen sein. Dabei hatten Erholungsheime 
keinen offiziellen Erziehungsauftrag und mussten dementsprechend weder ein pädagogisches Kon-
zept noch qualifiziertes Erziehungspersonal vorweisen. Keinesfalls dürfen geschilderte Missstände 
pauschal auf alle Erholungsheime übertragen werden, jedoch handelte es sich nicht um Ausnahme-
fälle.

Die eigentliche Durchführung der Erholungsmaßnahmen koordinierten sogenannte Entsendestellen, 
bei denen alle Fäden zusammenliefen. Auf Basis der ärztlichen Diagnosen verteilten sie die Kinder 
auf verfügbare Heimplätze, vermittelten den Kontakt zwischen Eltern und Heimleitung, organisierten 
den Transport und wickelten schließlich den Zahlungsverkehr ab. Auch Beschwerdeverfahren fielen 
in ihren Aufgabenbereich. Als Entsendestellen fungierten Kommunen, Krankenkassen, Wohlfahrts-
verbände oder auch große Unternehmen, die mitunter eigene Heime unterhielten. Wann immer sich 
die Chance bot, trafen Heime feste Arrangements oder schlossen Verträge mit Entsendestellen, um 
eine regelmäßige Belegung sicherzustellen und so einen rentablen Betrieb zu gewährleisten. Dazu 
warben viele Heimbetreiber mit Prospekten, Bildpostkarten, Referenzen und Bittbriefen bei den Ent-
sendestellen aber auch bei Behörden und Ärzten für ihre Einrichtung.

6. Gewichtszunahme gleich Kurerfolg

Das Grundkonzept verlangte von den Heimträgern, Rechenschaft über den erzielten Kurerfolg ab-
zulegen. Als zentrale Kategorie etablierte sich dafür die Gewichtszunahme der Kinder während der 
Erholungsmaßnahme. Die Ergebnisse der wöchentlichen Gewichtsmessungen wurden auf Überwa-
chungsscheinen festgehalten und durch den Befund des Heimarztes bei der Eingangs- und der Ent-
lassungsuntersuchung ergänzt. Auch als Hunger und allgemeine Mangelernährung in der Bundes-
republik längst der Vergangenheit angehörten, blieb Gewicht noch eine entscheidende Messgröße. 
Die vermeintlichen Vorteile lagen auf der Hand: Es war selbst bei großen Kindergruppen einfach 
zu ermitteln, man benötigte dafür kein medizinisches Fachpersonal und die gewonnenen Daten ge-
währleisteten einen messbaren Nachweis. Dieser war für die Heimträger aber nur dann von Nutzen, 
wenn den Kindern auch tatsächlich eine Gewichtszunahme attestiert werden konnte. Andernfalls 
konnten die Entsendestellen damit drohen, die Kinder in Zukunft anderweitig unterzubringen, was 
im schlimmsten Fall den Ruin eines Heimes bedeutete. Die Konkurrenz war groß. Der daraus resul-
tierende Druck wurde von Heimträgern über die Heimleitungen an das Heimpersonal weitergegeben 
– und unter Umständen an die Kinder. Folge konnten absurde Praktiken sein: Essenszwang unter 
Strafanwendung, übergroße Portionen, verzuckerte und versalzene Speisen zwecks Fett- und Wasse-
reinlagerung, gezielte Vermeidung körperlicher Betätigung bis hin zu Vergabe von Appetitanregern. 

Verstärkt wurde die Gewichtsproblematik noch durch zwei Aspekte: Erstens machte die Verpflegung 
einen großen Posten im Haushalt eines Heimes aus. Hier konnte gespart werden, indem man auf 

16 Genannte Dokumenttypen finden sich auf allen Verwaltungsebenen, exemplarisch: Staatsarchiv München, Bezirksäm-
ter/Landratsämter 217886 und 219515; Staatsarchiv München, Regierung von Oberbayern 100912 und 100957; Bayeri-
sches Hauptstaatsarchiv, MInn 113941 und 113992.
17 Die meisten Heime lehnten zwar die Aufnahme von Kindern mit Enuresis-Befund generell ab. Durch den psychischen 
Ausnahmezustand und vorherrschende Toilettenverbote nässten viele Kinder während ihres Heimaufenthalts aber wieder 
ein.
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Konserven, billige Fette und Breie zurückgriff und aufwendige Frischkost vernachlässigte. Andere Be-
treiber gingen originellere Wege und nutzten die eigene Landwirtschaft für eine gute Versorgung der 
Kinder. Zweitens jedoch waren viele Betroffene gar nicht untergewichtig, sondern eigentlich aufgrund 
sozialer Indikatoren verschickt worden.

7. Rechtlicher Rahmen

Von behördlicher Seite waren seit ihrer Einrichtung sowohl Jugendämter als auch Gesundheitsämter 
in die Erholungsverschickung involviert. Letztere waren laut Dienstordnung zur Herbeiführung ge-
sundheitsfürsorgerischer Maßnahmen verpflichtet.18 Allerdings oblag die Durchführung konkreter 
Maßnahmen und die Schaffung geeigneter Heime den Jugendämtern.19 Seit 1953 mussten Jugend- 
und Gesundheitsämter ihre Maßnahmen zudem miteinander koordinieren.20 Man hatte erkannt, dass 
sich Erholungs-, Genesungs- und Heilfürsorge nicht von sozialpädagogischen Angeboten trennen 
ließen. 

Erholungsmaßnahmen sollten formell weder erzieherischen noch unterrichtlichen Aufgaben dienen. 
Da die Heime jedoch gewerbsmäßige Unternehmen waren, bedurften sie in Bayern seit 1952 einer 
Genehmigung als nichtstaatliche Erziehungsanstalt durch die zuständigen Jugendämter.21 Einigen 
Heimbetreibern lag die Beachtung rechtlicher Grundlagen fern. Sie stellten Anträge beim Gewer-
beamt, beriefen sich auf veraltete Heimlizenzen oder betrieben ihr Heim ohne Konzession, bis das 
zuständige Jugendamt informiert wurde und sie auf die Genehmigungspflicht hinwies. In anderen 
Fällen setzten sich Heimträger über behördliche Anordnungen hinweg, gingen juristisch dagegen vor 
und nahmen weiterhin Kinder auf.

Aufgaben und Befugnisse der bayerischen Jugendämter waren auf Bundesebene in den Jugendwohl-
fahrtsgesetzen von 1922 und 1961 bestimmt, denen auf Landesebene jeweils die Jugendamtsgesetze 
von 1925 und 1965 folgten. Hier sollen nur die wichtigsten Regelungen angeführt werden: Erstens 
besaßen alle in Erholungsheimen befindlichen Kinder für die Dauer ihres Aufenthalts den Status von 
Pflegekindern.22 Jedes einzelne Kind musste vom Jugendamt genehmigt werden. Allerdings strebten 
alle Heime eine Befreiung von dieser Meldepflicht an, die vom Landesjugendamt ausgesprochen wer-
den konnte.23 Zweitens besaßen die Jugendämter umfangreiche Pflichten und Eingriffsrechte, was den 
Schutz der Pflegekinder und die Heimaufsicht betraf. Mit der Novellierung des Reichsjugendwohl-
fahrtsgesetzes konnte das Bayerische Innenministerium den Betrieb von Heimen zeitweise oder dau-
erhaft untersagen, wenn Tatsachen festgestellt wurden, „die geeignet sind, das leibliche, geistige oder 
seelische Wohl der in der Einrichtung betreuten Minderjährigen zu gefährden und eine unverzügliche 

18 Gemäß § 58 Ziff. 2 d der Dritten Durchführungsverordnung zum Gesetz über die Vereinheitlichung des Gesundheits-
wesens (Dienstordnung für Gesundheitsämter) vom 30.3.1935 (RMBl. I S. 327).
19 Gemäß § 2 und § 4 des Reichsgesetzes für Jugendwohlfahrt (RJWG) vom 9.7.1922 (RGBl. I S. 633). Mit Inkrafttreten 
der novellierten Fassung im Jahr 1962 gemäß § 2 und § 5 des Gesetzes für Jugendwohlfahrt (JWG) vom 11.8.1961 (BGBl. 
I S. 1205).
20 Gemäß Art. 1 Ziff. 5 des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes vom 28.8.1953 
(BGBl. I S. 1035).
21 Grundlage war die Verordnung über das nichtstaatliche Erziehungs- und Unterrichtswesen vom 26.8.1933 (GVBl. 
S.231). 1951 erfolgte der Ministerialerlass zur Anwendbarkeit der EUV auf Kindererholungsheime (ME. Nr.II 6 – 6729a 
71/51 vom 4.12.1951 (MABl. S. 602)). 1960 wurde die EUV durch Art. 40 des Gesetzes über das Erziehungs- und Unter-
richtswesen (EUG) vom 9.3.1960 (GVBl. S. 19) abgelöst.
22 Grundlage dafür bildete bis 1961 § 19 RJWG, danach § 27 JWG.
23 Gemäß § 20 RJWG, 1961 abgelöst durch § 79 Abs. 2 JWG. Die Meldepflicht war seit 1961 im § 28 JWG geregelt.
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Beseitigung der Gefährdung nicht zu erwarten ist.“24 Warum dies selbst bei frappierenden Vorkomm-
nissen nicht immer geschehen ist, lässt sich gegenwärtig noch nicht erklären.

8. Überlieferung zur Erholungsfürsorge  
in den Staatlichen Archiven Bayerns

Die behördliche Überlieferung zu Erholungsmaßnahmen und entsprechenden Heimen in Bayern 
ergibt sich aus den staatlichen Zuständigkeiten: Für Aufsicht und Verwaltung der Heime waren in 
Bayern auf der unteren Ebene einerseits die bis 1996 eigenständigen Gesundheitsämter, andererseits 
die Stadt- und Kreisjugendämter zuständig. Auf der obersten Ebene lag die Federführung beim Bay-
erischen Landesjugendamt, das zunächst beim Innenministerium und ab 1971 beim Arbeitsminis-
terium angesiedelt war. Die Überlieferung befindet sich im Bayerischen Hauptstaatsarchiv bis zur 
Verselbständigung des Landesjugendamtes in den Beständen Innenministerium und Arbeitsminis-
terium. Zahlreiche Heimakten wurden beim Innenministerium begonnen und anschließend beim 
Arbeitsministerium weitergeführt, sodass immer beide Provenienzen berücksichtigt werden müssen. 

Das Landesjugendamt unterhielt auf der mittleren Verwaltungsebene Zweigstellen bei den Bezirks-
regierungen, die einerseits den Genehmigungsprozess verantworteten und andererseits die Heimauf-
sicht koordinierten. Die Bestände der einzelnen Regierungsbezirke bewahren die zuständigen Staats-
archive auf. Ebenso verhält es sich mit den Gesundheitsämtern und den Kreisjugendämtern. Letztere 
waren seit ihrer Einführung im Jahr 1925 bei den Bezirksämtern angesiedelt, die ab 1939 durch Land-
ratsämter abgelöst wurden. Weil sich viele Heime im ländlichen Raum befanden, sind ergiebige Akten 
zu Genehmigungsprozessen und zur Aufsicht über einzelne Heime in den Landratsamtsbeständen 
der Staatsarchive zu suchen. Gesundheits- und Jugendämter waren jedoch nicht nur für die Verwal-
tung und Kontrolle der Heime zuständig, sondern auch aktiv an der Verschickung beteiligt, wenn eine 
Kommune in ihrem Sprengel als Entsendestelle tätig war. Dies war vor allem in urbanen Gebieten der 
Fall, weshalb auch die kommunale Überlieferung in Stadtarchiven von Belang sein kann.

Bestenfalls kann man auf allen Ebenen der skizzierten Verwaltungsstruktur fündig werden. Allerdings 
liegen bisher nur von wenigen Landratsämtern Abgaben zur Jugendwohlfahrt und zu den Kinder-
erholungsheimen vor.25 Die Überlieferung der Zentral- und Mittelbehörden ist wesentlich umfang-
reicher. Neben routinemäßigen Genehmigungsakten und Generalia sind dort auch schwerwiegende 
Fälle dokumentiert. Die allermeisten Archivalien unterliegen aufgrund sensibler Personendaten der 
gesetzlichen Schutzfrist.

24 Vgl. § 78 Abs. 7 JWG.
25 Ein herausragendes Beispiel ist der Bestand des Landratsamts Miesbach im Staatsarchiv München, Bezirksämter/Land-
ratsämter 217884–217886, 219069, 219485–219523.
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Exponate

1 Ein Recht auf Lebenstüchtigkeit

Positionen des Deutschen Jugend-Gesundheitsdienstes e.V. zur Jugendgesundheitspflege,  
12. Mai 1959

„Jedes deutsche Kind hat ein Recht auf Erziehung zur leiblichen, seelischen und gesellschaftlichen 
Tüchtigkeit.“ So lautete der § 1 Abs. 1 des Jugendwohlfahrtsgesetzes bis zur Ablösung durch das Kin-
der- und Jugendhilfegesetz im Jahr 1991. Um dem Rechnung zu tragen, verstärkten Behörden, Wohl-
fahrtsverbände, Krankenkassen und Ärztevereinigungen bereits in den 1920er Jahren die Förderung 
der Jugendgesundheit. Darunter fiel auch die gemeinsame Organisation von Erholungsverschickun-
gen, deren Umfang in den 50er und 60er Jahren beträchtlich ausgeweitet wurde. Ziel aller Maßnah-
men war es, die Kinder zu leistungsfähigen Mitgliedern der Gesellschaft zu machen. 
Schreiben, Papier, 29,7 x 21 cm, Bayerisches Hauptstaatsarchiv, MInn 88782.
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2 „Kindererholung ist notwendiger denn je“

Argumente für den Ausbau von Erholungsmaßnahmen in der Monatsschrift „Helfer“ der Arbeiter-
wohlfahrt, Landesverband Bayern e.V., Juli 1964

Ein Presseartikel der Arbeiterwohlfahrt widmete sich der ausführlichen Begründung von Erholungs-
verschickungen: Alleinerziehende und berufstätige Mütter, Kinder ohne „väterliches Leitbild“, finanz-
schwache Familien und „übernervöse Stadtkinder“ bräuchten dringend Entlastung. Es stand nicht zur 
Diskussion, inwiefern Heimverschickungen dazu das geeignete Mittel seien. Während einer mehrwö-
chigen Kur könnten sich die Kinder an einen geregelten Tagesablauf gewöhnen und fänden den nö-
tigen Ausgleich – idealerweise in ländlicher Umgebung unter heilsamen klimatischen Bedingungen. 
An der Finanzierung beteiligten sich auf Basis eines komplexen Modells unterschiedliche Kostenträ-
ger. Die Eltern selbst sollten abhängig von ihrem Einkommen möglichst wenig bezahlen.

Abdruck, Papier, zwei Seiten, je 29,7 x 21 cm, Bayerisches Hauptstaatsarchiv, MInn 89575.
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3 Gefahr kommunistischer Beeinflussung

Warnung des Bayerischen Innenministeriums vor kommunistischen Ferienaktionen, 19. Juli 1960

Der stetige Ausbau von Erholungsangeboten erfolgte nicht nur unter gesundheits- und sozialpoliti-
schen Gesichtspunkten, sondern hatte auch eine ideologische Dimension. Man wollte einen Kontra-
punkt zu den Ferienaktionen mit kommunistischer Stoßrichtung setzen. Gleichzeitig ergingen von 
höchster Stelle eindringliche Warnungen an die bayerische Bevölkerung, die reich beworbenen Fe-
rienlager sozialistischer Vereinigungen keinesfalls in Anspruch zu nehmen. Die verschickten Kinder 
seien dort „erheblicher Kommunistischer Beeinflussung“ ausgesetzt. Schließlich bestünden auch in 
Bayern „ausreichende einwandfreie Möglichkeiten, Kinder in Erholung zu schicken“.
Pressemitteilung, Papier, 29,7 x 21 cm, Bayerisches Hauptstaatsarchiv, MInn 89571.
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4 13.500 Heimplätze in Bayern

Anzahl bayerischer Heime laut Jahresbericht des Bayerischen Statistischen Landesamtes zur öffentli-
chen Jugendhilfe in Bayern 1966, ausgegeben am 3. Juli 1967

1965 gab es in Bayern 143 Kur-, Heil-, Genesungs- und Erholungsheime. Dazu kamen noch 186 
Kinderheime, die sich teilweise an Erholungsverschickungen beteiligten. Mit über 13.500 geeigne-
ten Plätzen verfügte Bayern nach Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen über die drittgrößte 
Aufnahmekapazität der Bundesrepublik. Von diesen Einrichtungen streng abzugrenzen sind alle Hei-
me der Erziehungshilfe und Fürsorgeerziehung. Die Kinderverschickung diente nicht der Erziehung, 
sondern der Gesundheitsförderung. Somit besaßen die Kinder während des Erholungsaufenthalts 
den rechtlichen Status von Pflegekindern. In der Praxis verliefen die Grenzen aber weniger klar.
Tabelle, Papier, 29,7 x 42 cm, vergrößerte Reproduktion, betreffende Zeilen für die Ausstellung markiert, Staatsarchiv 
München, Bezirksämter/Landratsämter 219529.
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5 Komplexe Strukturen hinter großen Zahlen

Zahl der verschickten bayerischen Kinder laut Jahresbericht des Bayerischen Statistischen Landesam-
tes zur öffentlichen Jugendhilfe in Bayern 1966, 1967

In Statistiken und Berichten tauchen Verschickungsmaßnahmen oft unter dem Begriff „Erholungs-
fürsorge“ auf. Gemeint waren damit nur stationäre Heimaufenthalte, die nach Verpflegungstagen pro 
Kind abgerechnet wurden. Da die Verschickungen länderübergreifend erfolgten, muss zudem immer 
zwischen Heimen in Bayern und Entsendemaßnahmen für Kinder aus Bayern unterschieden werden. 
Bei der Erholungsfürsorge für Kinder aus Bayern konnten noch bis in die zweite Hälfte der 1960er 
Jahre erhebliche Steigerungen erzielt werden. Als „Maßnahmeträger“ oder Entsendestellen wurden 
diejenigen Institutionen bezeichnet, die Verschickungsaktionen koordinierten. Diese fungierten je-
doch nicht zwingend auch als Hauptkostenträger oder Heimbetreiber.
Diagramm, Papier, 29,7 x 21 cm, Bayerisches Hauptstaatsarchiv, MInn 89576.
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6 Neubeginn des Heimbetriebes

Bericht der Regierung von Oberbayern an das Bayerische Innenministerium über Probleme im Kin-
dererholungsheim „Haus Alpenblick“ in Bad Wiessee, 7. Oktober 1952

In der Nachkriegszeit waren Heimplätze zunächst rar und der Bedarf groß. Kindererholungsheime, 
die bereits vor dem Krieg bestanden hatten, nahmen ihren Betrieb wieder auf, neue kamen hinzu. 
Eine Mammutaufgabe für die Jugend- und Gesundheitsämter, die sowohl die Konzession als auch 
die Heimaufsicht als gemeinschaftliche Aufgabe wahrnahmen. Zu Beginn des Genehmigungsverfah-
rens mussten Heimbetreiber eigentlich eine ausgestattete Immobilie, die persönliche Eignung, ent-
sprechendes Fachpersonal sowie die Zusammenarbeit mit einem Vertragsarzt nachweisen. Fiel der 
abschließende Besichtigungsbericht positiv aus, erfolgte die Zulassung durch das Landesjugendamt 
beim Bayerischen Innenministerium. Nicht selten missachteten die Heimbetreiber sämtliche Vorga-
ben. Die groben Verstöße im Fall „Haus Alpenblick“ waren keine Ausnahme.
Bericht, Papier, zwei Seiten, je 21 x 29,7 cm, Bayerisches Hauptstaatsarchiv, MInn 113812.
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7 Ein typisches Erholungsheim in Bayern

a) Außen- und Innenansichten von „Haus Alpenblick“ auf dem Heimprospekt, um 1950

b) Raumaufteilung des Erholungsheimes „Haus Alpenblick“, 1953

Im Zuge des Genehmigungsvorgangs reichten Heimbetreiber Prospekte, Fotos und Pläne ihres Hei-
mes bei den Behörden ein. „Haus Alpenblick“ war ein bayerisches Privatheim für 40 Kinder, wie es 
seit Anfang der 1950er Jahre bis zum Ende der Verschickungsaktionen typisch war. Große Schlafsäle 
wichen kleinteiliger Raumaufteilung. Oft waren die Häuser ehemalige Fremdenheime oder hatten 
schon vor dem Zweiten Weltkrieg der Kinderlandverschickung gedient. Bauliche Mängel ergaben 
sich immer wieder aus der schlechten Heizbarkeit der Anwesen, ungenügenden Sanitäranlagen und 
Feuchtigkeit. Die Heimträger investierten teils erhebliche Summen in Kauf, Renovierung und Aus-
stattung der Häuser. Diese sollten sich durch den Erholungsbetrieb amortisieren. Eine Verweigerung 
der Konzession konnte folglich Existenzverlust bedeuten. Das „Haus Alpenblick“ musste bereits 1955 
wieder schließen.
a) Faltblatt, Karton, 9 x 41,5 cm, Staatsarchiv München, Regierung von Oberbayern 100961.

b) Raumskizze, drei Seiten, je 21 x 29,7 cm, Staatsarchiv München, Bezirksämter/Landratsämter 219502.

Kat.-Nr. 7a
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Kat.-Nr. 7b
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8 „Eine der nichtssagenden Licenzen“

a) Gewerbelizenz für das Kurheim „Schneider“ in Schliersee, 12. November 1946

b) Gutachten des Gesundheitsamts über das Kurheim „Schneider“, 3. Februar 1953

Zahlreiche Erholungsheime hatten 1946 von den Landratsämtern zunächst provisorische Gewerbeli-
zenzen erhalten. Als sich die Lage stabilisiert hatte, wurden erneut behördliche Prüfungen durchge-
führt. Die Heimbesichtigungen offenbarten nicht selten hygienische, fachliche und bauliche Mängel. 
Es folgten Auflagen und die Ämter verweigerten die Genehmigung. Das hieß aber keineswegs, dass es 
zu einer vorübergehenden Einstellung des Betriebes oder gar einer Schließung der Einrichtung kom-
men musste. Solange genügend Bedarf an Heimplätzen herrschte und die Entsendestellen nicht nach-
fragten, konnten Heime auch bei schwebenden Genehmigungsverfahren über Jahre fortbestehen.
a) Zertifikat, Papier, 29,7 x 21 cm, Staatsarchiv München, Bezirksämter/Landratsämter 219500.

b) Bericht, Papier, 29,7 x 21 cm, Staatsarchiv München, Bezirksämter/Landratsämter 219500.

Kat.-Nr. 8a
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Kat.-Nr. 8b
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9 Werbung

a) Bittbrief des Erholungsheimes „Alpenblick“ an das Bundeskanzleramt, 11. Oktober 1952

b) Heimprospekt vom BRK-Kindererholungsheim „Schloss Seeburg“ in Münsing, um 1952

c) Kindererholungsheim „Schmiedhof “ in Kreuth am Tegernsee als Titelbild, um 1957

Mancher Heimbetreiber ging 
offensive Wege, um seine 
Einrichtung zu bewerben. Im 
„Haus Alpenblick“ entschied 
man sich für Schreiben an 
verschiedene Spitzenpolitiker. 
Vor allem größere Träger in-
vestierten dagegen in professi-
onelle Reklameprospekte. Sie 
wurden unter Behörden, Kin-
derärzten, Entsendestellen, 
Eltern und Kindern verteilt, 
um dort von der Qualität der 
Einrichtung zu überzeugen. 
Betont wurden stets das reich-
haltige Essen, die Hygiene, das 
heilsame Klima und die schö-
ne Umgebung. Zudem setzte 
man auf Alleinstellungsmerk-
male: Ein eindrucksvolles 
Anwesen, ein Badesee, lichte 
Räume, besondere Freizeit-
angebote, staatlich geprüfte 
Kindergärtnerinnen. Kran-
kenkassen finanzierten nicht 
nur ein Gros der Verschi-
ckungsmaßnahmen, sondern 
unterhielten auch eigene Hei-
me, die beispielsweise in Mit-
gliedszeitschriften beworben 
wurden.

a) Schreiben, Papier, 29,7 x 21 cm, Staatsarchiv München, Regierung von Oberbayern 100961.

b) Faltblatt, Papier, Außenseiten und Innenseiten, je 20,6 x 29,3 cm, Bayerisches Hauptstaatsarchiv, MInn 113974.

c) Barmer-Mitgliederzeitschrift Juni 1957, Papier, 24 x 16 cm, private Leihgabe.

Kat.-Nr. 9a
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Kat.-Nr. 9b
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Kat.-Nr. 9c
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10 „Innerhalb eines Vierteljahres gekräftigte Menschlein“

Presseartikel „Reise zu ‚Mammeli‘“, Münsterland Zeitung, 15. März 1952

Um auf ihre Verschickungsaktionen hinzuweisen, setzten Kommunen und andere Entsendestellen 
auf journalistische Beiträge. Anlass des reichlich manierierten Presseartikels war der Beginn einer 
kommunal organisierten Erholungsmaßnahme. Beachtung fanden die Leistung der Kostenträger, die 
Vorfreude der Kinder, die Entlastung der Eltern und besonders die Integrität des ausgewählten Heims. 
Problematische Aspekte wie Heimweh, Angst oder die lange Verschickungsdauer – in diesem Fall drei 
Monate – thematisierte man nicht. Die beigestellten Fotos zeichnen trotz blumiger Unterzeilen ein 
nüchternes Bild. 
Zeitungsausschnitt, Papier, 37,5 x 36 cm, Bayerisches Hauptstaatsarchiv, MArb 10489.
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11 Verordnete Erholung

a) Kinderärztliche Bestätigung für einen Erholungsaufenthalt, 21. Mai 1962

b) Gutachten zur Erholungsbedürftigkeit einer Schulklasse, 28. Juni 1962

Jeder Verschickung ging eine ärztliche Diagnose voraus, die vom Kinderarzt oder bei der Schulun-
tersuchung gestellt wurde. Obwohl das Ziel von Erholungsmaßnahmen insbesondere darin bestand, 
sozialen Problemen entgegenzuwirken, akzeptierten viele Kostenträger ausschließlich medizinische 
Indikationen als offiziellen Verschickungsgrund. Dementsprechend unterschiedlich fielen die Befun-
de aus. Das Spektrum reichte von chronischen Krankheiten und Krankheitsanfälligkeiten bis hin zu 
Nebenbefunden, die als Hauptdiagnose herausgestellt wurden: Appetitlosigkeit, schlechter Schlaf, 
Unter- und Übergewicht oder allgemeiner Erholungsbedarf. 
a) Attest, Papier, 14,8 x 21 cm, Bayerisches Hauptstaatsarchiv, MInn 89574.

b) Amtsärztliche Bescheinigung, Papier, 29,7 x 21 cm, Bayerisches Hauptstaatsarchiv, MInn 89574.

a, b)  Aus datenschutzrechtlichen Gründen anonymisiert.
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12 Kurerfolg gleich Gewichtszunahme

a, b) Werbematerial des Privat-Kinderheimes „Sonnenhof “ in Plankenfels, um 1957

Viele Heimbetreiber präsentierten ihre Räumlichkeiten und Sanitäranlagen auf den hauseigenen Bild-
postkarten pragmatisch – in sterilem Zustand ohne Kinder und Personal. Auf dem rechten Foto der 
Ansichtskarte sticht eine eigens drapierte Säulenwaage ins Auge. Die Gewichtszunahme der Kinder 
nahm in den meisten Erholungsheimen einen hohen Stellenwert ein, weil sie ein messbares Kurergeb-
nis gewährleistete. In Prospekten warb man um „schlechte Esser“ und betonte die gute Verpflegung. 
Seit den 1970er Jahren kam bei überernährten Kindern noch die angestrebte Gewichtsreduzierung 
dazu. Eltern, Entsendestellen, Kostenträger und Ärzte erwarteten vom Heimpersonal, dass dieses Soll 
erfüllt wurde. 
a) Ansichtskarte, Karton, 9 x 14 cm.

b) Faltblatt, Papier, 10,5 x 14,8 cm.

a, b) Staatsarchiv München, Regierung von Oberbayern 100918.

Kat.-Nr. 12a

Kat.-Nr. 12b
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13 Schwerpunktregionen

Kur-, Heil-, Genesungs- und Erholungsheime in Bayern um 1964, 2022

Die Karte vermittelt einen Eindruck über die ungleichmäßige räumliche Verteilung und Größe der 
bayerischen Heime, die an Erholungsmaßnahmen beteiligt waren. Eine lange Kurtradition und das 
Hochgebirgsklima sorgten dafür, dass sich besonders in Oberbayern aber auch im Allgäu regelrechte 
Ballungsräume der Kinderverschickung entwickelten. Das Reizklima und die UV-Strahlung in den 
Alpen bildeten ein Alleinstellungsmerkmal Bayerns gegenüber anderen Bundesländern. Die weitläufi-
gen Mittelgebirgsregionen vom Bayerischen Wald bis nach Oberfranken blieben hingegen weitgehend 
unbesetzt. So gibt es ähnliche Landschaften auch in anderen Bundesländern. Weitere Begründungen 
könnten in der schlechteren Infrastruktur und der unmittelbaren Nähe zum Eisernen Vorhang zu 
finden sein.
Karte, Druck, 80 x 68 cm, Grafik: Marius Wilnat, Kartenmaterial: © GeoBasis-DE / BKG 2017, erstellt mit Datawrapper.
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14 Gewichtskontrolle

Personenwaage, Fa. Seca, um 1956

Um den Fortschritt der angestrebten Ge-
wichtsveränderung zu kontrollieren, wurden 
die Kinder einmal pro Woche gewogen. Den 
ritualisierten Vorgang des Wiegens beschrei-
ben Betroffene häufig als Bloßstellung oder 
als Prüfung. Die Kinder wurden im Kollektiv 
und nur in Unterwäsche bekleidet gewogen. 
Letztlich entschied sich hier, wer einen Kur-
erfolg zu verzeichnen hatte und wer zu den 
sogenannten „Kurversagern“ gehörte. So be-
zeichneten Pädiater diejenigen Kinder, die 
der Erwartung der ärztlichen Eingangsprog-
nose nicht entsprachen.
Mechanische Säulenwaage mit Laufgewichten, Metall, 
weiß lackiert, 107 x 46 x 47 cm, private Leihgabe.
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15 „Wieviel Pfund hast du denn schon zugenommen?“

a, b) Grüße von Angehörigen an verschickte Kinder, 1960 und 1976

Die Gewichtszunahme besaß auch für die Familien der 
verschickten Kinder hohe Priorität. Noch während der 
Kur erkundigten sie sich nach den Fortschritten. Die Tex-
te bestehen zumeist aus Allgemeinplätzen. Man erwartete, 
dass es dem Kind im Heim gut gehe. Geschwister mit eige-
nen Kurerfahrungen bemerkten: „Sei auch schön dick und 
fett, wenn du nach Hause kommst.“
a) Postkarte, Karton, je 10,5 x 14,8 cm.

b) Brief, Papier, 11,4 x 15 cm.

a, b)  Private Leihgaben, aus datenschutzrechtlichen Gründen ano-
nymisiert.

Kat.-Nr. 15a  
(Ausschnitt der Postkarte)

Kat.-Nr. 15b
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16 Heimweh und diktierte Briefe

a) Elternbrief aus dem Kinderkurheim „Carola“ 
im Schloss Abtsee in Laufen, um 1960

b) Grußkarte eines Verschickungskindes aus dem 
Jugendkurheim „Hochried“ in Murnau,  
August 1968

c) Brief eines Verschickungskindes aus dem  
Jugendkurheim „Hochried“, August 1968

Oft herrschte in Heimen striktes Besuchs- und Tele-
fonverbot. Post stellte somit die einzige Schnittstelle 
zur Außenwelt dar. Nach Ankunft erhielten die An-
gehörigen zunächst ein vorgefertigtes Schreiben von 
der Heimleitung. Für die Kinder gab es beaufsichtig-
te Briefstunden. Der Inhalt wurde entweder von den 
„Tanten“ diktiert, von Tafeln abgeschrieben oder im 
Nachhinein kontrolliert. Briefe mit negativen Inhal-
ten wurden häufig kassiert und mussten unter Auf-
sicht neu geschrieben werden. Die Kontaktbeschrän-
kung diente dazu, einem Kurabbruch wegen Heim-
weh und Sorgen der Eltern vorzubeugen. 
a) Briefvordruck, Papier, 21 x 14,8 cm, Staatsarchiv München, Regierung von Oberbayern 100944.

b) Postkarte, Karton, 10,5 x 14,8 cm, private Leihgabe.

c) Brief, Papier, 26 x 17,5 cm, private Leihgabe.

Kat.-Nr. 16b  
(Ausschnitt der Postkarte)

Kat.-Nr. 16a

Kat.-Nr. 16c
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17 Verhängnisvolle Ordnung

Regelwerk des Jugendkurheimes „Hochried“, um 1968

Sämtliche Erholungseinrichtungen legten Wert auf eine strikte Heimordnung. Sie wurde den Kindern 
schriftlich und mündlich mitgeteilt. Als offizielle Höchststrafe galt die vorzeitige „Entlassung“, was 
von den Entsendestellen als Kurab-
bruch gewertet wurde. Dann mussten 
die Angehörigen des Kindes die Kos-
ten der gesamten Maßnahme tragen. 
Zudem konnte die Kur nur im Ein-
vernehmen mit der Entsendestelle 
abgebrochen werden. Aufgrund der 
Kontaktbeschränkungen war dies 
für Kinder während der Kur de facto 
unmöglich, selbst wenn sie das Heim 
verlassen wollten. Diese Regelungen 
eigneten sich als wirksames Druck-
mittel.
Heimordnung, Papier, zwei Seiten, je 29,7 x 
21 cm, private Leihgabe.

Fotomontage
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18 Herzlicher Dank

a–c) Dankesbekundungen von Kindern und einer Mutter an das Kindererholungsheim  
„Gut Germansberg“ in Alling, 1956

d) Dankesschreiben eines Vaters an das Erholungsheim „Bergfried“ in Bayrischzell, 1948

In manchen Heimakten findet sich eine große Menge aufrichtiger Dan-
kesschreiben von Kindern und deren Angehörigen. Die Heimbetreiber 
reichten sie im Zuge von Beschwerdeverfahren bei den Jugendämtern 
ein, um die Güte ihrer Einrichtung zu belegen. In der Realität schwank-
te die Qualität erheblich: Ein Personalwechsel, die Stimmung unter der 
Belegschaft oder die ökonomische Situation eines Heimes konnte den 
Unterschied zwischen liebevoller Betreuung und grober Misshandlung 
ausmachen. Es fehlte an sozialer Kontrolle. Zehn Jahre nach Entste-Zehn Jahre nach Entste-
hung der Dankesschreiben an das Haus „Bergfried“ wurde bekannt, 
dass sich der Ehemann der Heimleiterin dort mehrfach an Mädchen 
vergangen hatte.
a) Brief, Papier, 21 x 15 cm, quer gefaltet, Regierung von Oberbayern 100930.

b) Spitzentaschentuch, Stoff, 28 x 28 cm, Staatsarchiv München, Regierung von 
Oberbayern 100930.

c) Brief, Papier, 29,7 x 20 cm, quer gefaltet, Staatsarchiv München, Regierung 
von Oberbayern 100930.

d) Brief, Papier, 15 x 21 cm, Textpassagen beim Jugendamt rot 
unterstrichen, Staatsarchiv München, Regierung von Ober-
bayern 100947.

a, c, d) Aus datenschutzrechtlichen Gründen anonymisiert.

Kat.-Nr. 18a

Kat.-Nr. 18b

Kat.-Nr. 18c

Kat.-Nr. 18d
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19 Überbelegung

Chronologische Aufstellung der Missstände im Kindererholungsheim „Felicitas“ in Bad Wiessee,  
August 1956

Im Idealfall konnten Heimbetreiber sieben Kuren pro Jahr durchführen, denn die Kinder wurden für 
ihren Aufenthalt von der Schulpflicht entbunden. Großer Andrang bestand aber hauptsächlich in den 
Ferienzeiten. Dagegen entstanden in den Herbst- und Wintermonaten empfindliche Umsatzausfäl-
le durch Unterbelegung. Träger der freien Wohlfahrtspflege konnten mit Staatszuschüssen rechnen, 
private Heimbetreiber mussten die Verluste eigenständig ausgleichen. Um ihren Betrieb rentabel zu 
halten, nahmen sie vor allem im Sommer so viele Kinder auf wie möglich. Diese Strategie kam über 
Jahre zum Einsatz und hatte eine erhebliche Überlastung von Personal und Infrastruktur zur Folge.
Aktenvormerkung, Papier, 29,7 x 21 cm, Staatsarchiv München, Regierung von Oberbayern 100955.
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20 Schein und Wirklichkeit

Heimprospekt des Kindererholungsheimes „Felicitas“, um 1951

Heimprospekte bedienten die Vorstellung, die sich Kinder, Eltern und Entsendestellen vom Heimall-
tag machten: Sommerliche Idylle, Kleingruppen beim betreuten Spiel im Freien. Darüber hinaus fin-
den sich darin zahlreiche Hinweise auf die kommerziellen Interessen der Heimbetreiber: So wurde zu 
langen Aufenthalten und Winterkuren geraten, auf die Möglichkeit der Schulbefreiung hingewiesen. 
In den Sommermonaten bestanden höhere Tarife, bei Langzeitkuren gab es Ermäßigungen – an sich 
nichts Verwerfliches, wenn die Heimbedingungen der Reklame entsprochen hätten. Das Heim „Feli-
citas“ beherbergte zeitweise 80 Erholungskinder, dazu noch Untermieter und Säuglinge. Genehmigt 
war eine Obergrenze von lediglich 39.
Faltblatt, Papier, 14 x 30 cm, Staatsarchiv München, Bezirksämter/Landratsämter 219501.



38

21 Deutliche Worte

Stellungnahme der Zweigstelle des Landesjugendamtes bei der Regierung von Oberbayern an das 
Hauptjugendamt Berlin, 12. Oktober 1950

Bereits 1950 waren sich Entsendestellen und Behörden über strukturelle Probleme des Heimsystems 
im Klaren: Ökonomischer Druck, Überbelegung, Personalmangel, stopfendes Essen, Hygienemängel. 
Die vorgebrachten Lösungsansätze – verstärkte Kontrollen, engere Zusammenarbeit und eine gleich-
mäßige Verteilung der Kinder – trugen im konkreten Fall zur Entspannung der Lage bei. Die Grund-
struktur der Erholungsmaßnahmen blieb davon aber unberührt.
Entwurf, Papier, zwei Seiten, 29,7 x 21 cm, Staatsarchiv München, Regierung von Oberbayern 100960.
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22 Eltern zeigen Courage

a) Beschwerde eines Vaters an 
die Rheinisch-Westfälischen 
Kalkwerke, August 1961

b) Beschwerde eines Vaters an 
den Landkreis Siegen,  
1. Juli 1960

Wenn Kinder zuhause von ih-
ren Heimerlebnissen erzählten, 
erwarteten ihre Eltern positive 
Schilderungen. Schließlich stand 
nur Gutes in den Briefen aus den 
Heimen. Außerdem genossen die 
Erholungsmaßnahmen allgemein 
Vertrauen und Ansehen. Viele 
Kinder trauten sich gar nicht, von 
leidvollen Erfahrungen zu erzäh-
len. Nicht selten waren sie bereits 
während der Zeit im Heim einge-
schüchtert worden. Sie suchten die 
Schuld bei sich, wollten ihre Eltern 
nicht belasten und hatten Angst 
vor weiteren Konsequenzen. Oft 
schenkten Angehörige ihren bi-
zarr anmutenden Aussagen kei-
nen Glauben, andere verschlossen 
die Augen davor. Eine Evaluation 
der Heime von privater Seite war 
nicht vorgesehen. So nahmen nur 
wenige Eltern die Hürde, sich mit 
Beschwerden an die zuständigen 
Stellen zu wenden.
a) Handschriftlicher Brief, Papier, 

zwei Seiten, je 29,7 x 21 cm, Bay-
erisches Hauptstaatsarchiv, MInn 
113930.

b) Schreiben, Papier, zwei Seiten, je 
29,7 x 21 cm, Bayerisches Haupt-
staatsarchiv, MArb 10489.

a, b)  Aus datenschutzrechtlichen 
Gründen anonymisiert, Textpas-
sagen von Sachbearbeitern mar-
kiert.

Kat.-Nr. 22a (Fotomontage)
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Kat.-Nr. 22b

Kat.-Nr. 23b
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23 „Vorwürfe in keiner Weise gerechtfertigt“

a) Stellungnahme des Bayerischen Innenministerium an das Sozialministerium NRW,  
24. Januar 1961

b) Handschriftliche Erklärung einer beschuldigten Heimangestellten aus dem Kinderkurheim 
„Meißner“ in Oberstdorf, 1. August 1960

Beschwerden von Entsendestellen und Eltern zogen einen stets ähnlichen Überprüfungsprozess nach 
sich: Zunächst wurden die zuständigen Ämter angewiesen, das betreffende Heim zu besichtigen. Zeit-
gleich konfrontierten die eingeschalteten Behörden Heimbetreiber mit den Anschuldigungen, forder-
ten schriftliche Stellungnahmen ein oder luden das Heimpersonal vor. Ergaben sich keine belastbaren 
Beweise, war die gesetzlich vorgeschriebene Aufsichtspflicht erfüllt. Die Beschwerdeführer erhielten 
ein Schreiben, in dem ihre Anschuldigungen mit Verweis auf die eingehende Überprüfung als un-
gerechtfertigt zurückgewiesen wurden. Weitere Konsequenzen ergaben sich in der Regel nicht. So 
bestand das beanstandete Kinderkurheim „Meißner“ bis Ende der 1970er Jahre.
a) Entwurf, Papier, 29,7 x 

21 cm.

b) Kopie, Papier, 14,8 x 
21 cm.

a, b)  Bayerisches Haupt-
staatsarchiv, MArb 
10489, aus daten-
schutzrechtlichen 
Gründen anonymi-
siert.

Kat.-Nr. 23a
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24 Haarsträubende Praktiken 

Aussagen zu Missständen im Erholungsheim „Wendelsteinblick“ in Neuhaus (Schliersee), aufgenom-
men beim Jugendamt Miesbach, 1967

Die Heimakten aus den Jugendämtern enthalten mitunter Berichte über grausame Misshandlungen. 
Sie trafen insbesondere Kinder, die der vorgeschriebenen Ordnung und den Ansprüchen nicht ge-
nügen konnten: „Bettnässer“, „schwierige“ Kinder, „schlechte Esser“. Nicht selten entwickelten sich 
solche Symptome erst aufgrund der Heimbedingungen, wenn für eine angemessene Betreuung we-
der Zeit noch Personal vorhanden war. Der Fall „Wendelsteinblick“ ist keine Ausnahme. Aufgrund 
der Strafanzeige eines Vaters wurde der Täter 1969 wegen Körperverletzung zu einer Geldstrafe von 
450,– DM verurteilt. Weitere Anklagepunkte blieben aus Mangel an Beweisen unberücksichtigt. Die 
Heimleiterin, Ehefrau des Täters, wurde freigesprochen. Zusammen hatten sie das Haus bereits seit 
1954 betrieben. Von Anfang an waren dort Missstände festgestellt worden.
Aktenvormerkung, Durchschlag, drei Seiten, je 29,7 x 21 cm, aus datenschutzrechtlichen Gründen anonymisiert, Staatsar-
chiv München, Bezirksämter/Landratsämter 219515.
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25 Kurerfolg um jeden Preis

a) Presseartikel „Ferienkinder mußten unter die Höhensonne“, Bild-Zeitung, 15. November 1968

b) Presseartikel „Kinderheimskandal ‚unerklärlich‘“, Münchner Merkur, 11. Februar 1968

c) Bericht einer ehemaligen Angestellten über das Kinderkurheim „Elisabeth“ in Schönau am  
Königssee, 1968

Aus Effizienzgründen wandte ein Ehepaar in ihrem Kurheim bizarre Methoden an: Mastkost, Bewe-
gungsreduktion, künstliche Höhensonne. Selbst als der Fall durch die Presse ging, versuchte die Heim-
leiterin noch, den Betrieb aufrecht zu erhalten. Es erfolgte Strafbefehl, das Haus wurde geschlossen. 
Nach Aussage des Verbandes privater Kinderheime waren die Vorfälle „unerklärlich“. Allerdings hatte 
es im Kurheim „Elisabeth“ bereits früher erhebliche Probleme gegeben. Ungeklärt blieben auch die 
Praktiken des Heimleiters: Er ließ den Kindern ohne ärztliche Genehmigung Tabletten verabreichen. 
Genaueres geht aus dem Akt nicht hervor. Die zeitgenössische Fachliteratur empfahl als Beruhigungs-
mittel in Kurheimen unter anderem Meprobamat. In welchem Umfang in bayerischen Erholungshei-
men Sedativa und andere Medikamente zum Einsatz kamen, lässt sich gegenwärtig nicht sagen. 1969 
eröffnete das Ehepaar abermals ein Heim. Der Betrieb konnte 1970 endgültig eingestellt werden.
a) Zeitungsausschnitt, Papier, 13 x 29 cm.

b) Zeitungsausschnitt, Papier, 9 x 13 cm.

c) Protokoll, Papier, 29,7 x 21 cm, aus datenschutzrechtlichen Gründen anonymisiert.

a–c) Bayerisches Hauptstaatsarchiv, MInn 113991.

Kat.-Nr. 25b

Kat.-Nr. 25a
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Kat.-Nr. 25c
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26 Erinnerungen

a) Souvenir in Form eines Rehkitzes aus dem Kindererholungsheim „Berghof “ in Polling bei 
Weilheim, um 1960

b) Seehund „Robby“, Fa. Steiff, um 1970

c) Eule „Wittie“, Fa. Steiff, um 1970

d) Verschickungskind im Zug mit Kuscheltier „Robby“ im Arm, 1976

e) Tagesnotizen eines Verschickungskindes, 1993

Die meisten Erlebnisse und Empfindungen der Kin-
der fanden keinen Niederschlag in Schriftstücken. 
Nur Fragmente sind erhalten: Ein Souvenir, dass ein 
Kind von seinem Taschengeld im Heim gekauft hat-
te. Tagesnotizen auf Papierschnipseln aus einer der 
letzten Erholungskuren Anfang der 1990er Jahre. Ein 
Foto mit neuem Seehund „Robby“ vor der Verschi-
ckung. Das Kind hatte zunächst gedacht, es gehe ans 
Meer. Die „Eule Wittie“, die einem Verschickungs-
kind aus hygienischen Gründen zu Beginn seiner Kur 
weggenommen wurde.

Schließlich sind da auch die Betroffenen selbst. Sie 
können ihre Geschichte erzählen.
a) Statuette, Kunststoff, Holzsockel mit Aufdruck „Berg-

hof “, 7,5 x 5 x 3 cm, private Leihgabe.

b) Stofftier, Mohair, 14,5 x 15 x 27,5 cm, private Leihgabe.

c) Stofftier, Mohair, 12,5 x 13,5 x 5,5 cm, private Leihgabe.

d) Schwarz-Weiß-Foto, 7,6 x 10,4 cm, private Leihgabe.

e) Vier beschriebene Papierschnipsel, je 4 x 7,5 cm, private 
Leihgabe.
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